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Zur Neuauflage
Die Neuauflage wurde durch neue  
Autoren umfassend aktualisiert und  
verarbeitet die neue Rechtsprechung 
des BAG und der Instanzgerichte.  
Neben dem Arbeitszeitgesetz sind auch 
arbeitszeitrechtliche Sondergesetze 
sowie die landesrechtlichen Ladenöff-
nungsgesetze behandelt. Ferner sind 
neue Tarifverträge sowie umfangreiche 
Literatur einbezogen. Die Kommentie-
rung berücksichtigt darüber hinaus die 
Arbeitszeitrichtlinie der EU sowie 
hierzu ergangene Rechtsprechung des 
EuGH.

Der bewährte  
Standardkommentar
bietet eine praxisgerechte und präzise 
Kommentierung des Arbeitszeitgeset-
zes durch: 

	� Darstellung landesrechtlicher  
Besonderheiten

	� Darstellung von Mobile Work, 
Vertrauensarbeitszeit, Arbeitszeit­
erfassung

	� Auswertung der nationalen und 
europäischen Rechtsprechung

Ein Anhang mit Sondervorschriften des 
Arbeitszeitrechts rundet das Werk ab.

Vorteile auf einen Blick

	� Umfassende Bearbeitung durch  
neues Autorenteam

	� Berücksichtigung landesrecht licher 
Ladenöffnungsgesetze

	� aktuelle Rechtsprechung gründlich 
eingearbeitet

Geschrieben von
Prof. Dr. Stefan Greiner; Dr. Alexander 
Pionteck, M.A., Rechtsanwalt, und  
Dr. Jens Tiedemann, Direktor des Arbeits-
gerichts.

(...) Das Werk ist eine große Hilfe für 
alle am Arbeitszeitrecht Interessierten – 
eben ein Standardwerk im besten Sinne 
des Wortes.

Harald Schliemann in: NZA 01/2014,  
zur Vorauflage
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Das Unmögliche als Wegbereiter des Möglichen 

Das BetrVG wirkt wie aus der Zeit gefallen. Sein gesamtes Wesen strahlt das klas-
senorientierte Denken zu Beginn der Weimarer Republik aus und reflektiert die Vor-
stellung vom Arbeitsverhältnis als antagonistische Über-/Unterordnungsbeziehung 
mit einem strukturellen Vorrang der Arbeitgeberinteressen. Sein Repräsentations- 
und Beteiligungskonzept versagt angesichts einer gleichermaßen entgrenzten wie 
ausdifferenzierten und hochvernetzten Wettbewerbsgesellschaft. Folgerichtig 
funktioniert betriebliche Mitbestimmung in Großbetrieben häufig nicht  
wegen, sondern trotz des BetrVG, indem sich Beteiligungspraktiken abseits 
der gesetzlichen Regelungen entwickeln. Die Weltferne des BetrVG und seine  
damit in verschiedener Hinsicht verbundene Dysfunktionalität dürften ein we-
sentlicher Grund für die dramatisch schwindende Attraktivität von Betriebs-
räten sowie einer Betätigung als Betriebsratsmitglied sein. 
 
Indes ist eine wirkungsvolle demokratische Beteiligung der Beschäftigten an 
der Gestaltung ihrer Arbeitssituation für die Sicherung ihrer berechtigten Frei-
heits- und Selbstverwirklichungsinteressen unverändert eminent bedeutsam. Deshalb 
ist im Ausgangspunkt zu begrüßen, dass der Bundesrat mit seiner Entschließung vom 
11.7.2025 zur Modernisierung der betrieblichen Mitbestimmung die Bundesregie-
rung auffordert, „eine grundlegende Überarbeitung des Betriebsverfassungsgesetzes 
mit dem Ziel der Modernisierung der betrieblichen Mitbestimmung vorzunehmen“ 
(BR-Drs. 239/25, Beschluss, S. 2). 

Inhaltlich ist die Entschließung des Bundesrats allerdings enttäuschend. Sie ist – wie 
der viel zu kurz greifende Reformentwurf des DGB aus dem Jahr 2022 (dazu Annuß 
NZA 2022, 694) – gedanklich dem geltenden BetrVG verhaftet und kommt des-
halb nicht einmal auf die Idee, dass eine gelingende Reform der betrieblichen Mitbe- 
stimmung nicht aus der arbeitsrechtlichen Binnenperspektive gestaltet werden kann, 
sondern eine gesellschaftspolitische Gestaltungsaufgabe ist, deren Bewältigung einen 
längerfristigen positions- und disziplinübergreifenden Diskurs voraussetzt. 

Nicht die Anpassung einzelner Beteiligungsrechte – etwa die Erstreckung der Inte-
ressenausgleichsbedürftigkeit auf Betriebsübergänge – oder die Klärung der daten-
schutzrechtlichen Anforderungen entscheiden über die Zukunft der Mitbestimmung, 
wie es in der Entschließung des Bundesrates scheint. Ausschlaggebend ist vielmehr, 
ob ein Beteiligungsmodell entwickelt werden kann, das die Arbeitnehmerinteressen 
unter Anerkennung der aus einem freiheitlichen Wettbewerbssystem folgenden 
Zwänge mit den Belangen der Arbeitgeber zu einem den Wertvorstellungen unserer 
modernen Gesellschaft entsprechenden Ausgleich bringt. 

Voraussetzung dafür ist, dass die Erarbeitung von Neuordnungsvorschlägen auf einer 
breiten Interessenanalyse beruht und von einem dominierenden Verbändeeinfluss 
freigehalten wird, um der Artikulation und ernsthaften Würdigung auch scheinbar 
unrealistischer Überlegungen Raum zu geben. Dabei sollte die berühmte Mahnung 
von Max Weber beherzigt werden, dass man in der Politik das Mögliche nicht er-
reicht, wenn man nicht immer wieder nach dem Unmöglichen greift (Weber, Politik 
als Beruf, 1919). 

Rechtsanwalt Professor Dr. Georg Annuß, München 


